
Wie ist der Begriff „Betrag der Ausgaben“ in Art. 11 Teil A
Abs. 1 Buchstabe c der Richtlinie 77/388/EWG (1) auszulegen?
Umfasst der Betrag der Ausgaben für die privat genutzte
Wohnung in einem dem Unternehmen insgesamt zugeordneten
Gebäude (neben den laufenden Aufwendungen) auch entspre-
chend den jeweiligen innerstaatlichen Regelungen die jährlichen
Abschreibungen für Abnutzung von Gebäuden und/oder den in
Anlehnung an den jeweiligen innerstaatlichen Vorsteuerabzugs-
Berichtigungszeitraum berechneten jährlichen Anteil der
Anschaffungs- und Herstellungskosten, die zum Mehrwertsteu-
erabzug berechtigt haben?

(1) ABl. L 145, S. 1.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Finanzgerichts Köln vom 27. Januar 2005
in Sachen Herbert Schwarz und Marga Gootjes-Schwarz

gegen Finanzamt Bergisch Gladbach

(Rechtssache C-76/05)

(2005/C 93/27)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

Das Finanzgericht Köln ersucht den Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften durch Beschluss vom 27. Januar 2005
in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 16. Februar
2005 in Sachen Herbert Schwarz und Marga Gootjes-Schwarz
gegen Finanzamt Bergisch Gladbach, um Vorabentscheidung
über folgende Frage:

Widerspricht es Art. 8a/18 (allgemeine Freizügigkeit), 48/39
(Freizügigkeit der Arbeitnehmer), 52/43 (Niederlassungsfreiheit)
bzw. 59/49 (Dienstleistungsfreiheit) EGV, dass Schulgeldzah-
lungen an bestimmte deutsche Schulen, nicht aber Schulgeld-
zahlungen an Schulen im übrigen Gemeinschaftsgebiet gemäß
§ 10 Abs. 1 Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes in der für
1998 und 1999 geltenden Fassung als Sonderausgaben einkom-
mensteuermindernd berücksichtigt werden können ?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch
Beschluss des Tribunale di Livorno vom 19. Januar 2005
in dem Rechtsstreit Umberto Gentili gegen Dal Colle Indu-

stria Dolciaria SpA

(Rechtssache C-78/05)

(2005/C 93/28)

(Verfahrenssprache: Italienisch)

Das Tribunale di Livorno ersucht den Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften durch Beschluss vom 19. Januar 2005,
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 17. Februar
2005, in dem Rechtsstreit Umberto Gentili gegen Dal Colle
Industria Dolciaria SpA um Vorabentscheidung über folgende
Fragen:

a) Ist unter Berücksichtigung des Inhalts von Artikel 17 der
Richtlinie [86/653/EWG] des Rates vom 18. Dezember
1986 zur Koordinierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen Handelsver-
treter (1) der folgende Artikel 19 der Richtlinie in dem Sinne
auszulegen, dass die nationale Regelung zur Umsetzung
vorsehen kann, dass der dem Vertreter geschuldete
Ausgleich nach einem Tarifvertrag mit Bindungswirkung für
diejenigen, die ihn unterzeichnen, gezahlt wird, dass der
Ausgleich ungeachtet des Vorliegens der Voraussetzungen
nach den zwei Gedankenstrichen des Artikels 17 Absatz 2
Buchstabe a zu zahlen ist und dass er nicht gemäß den aus
der Richtlinie ableitbaren Kriterien, sondern nach dem Tarif-
vertrag selbst zu berechnen ist, mit der Folge, dass der
Ausgleich in vielen Fällen deutlich geringer als der in der
Richtlinie vorgesehene Höchstbetrag ist?

b) Ist bei der Berechnung des Ausgleichs analytisch vorzu-
gehen, indem die späteren Provisionen, die der Vertreter in
den auf die Auflösung des Vertragsverhältnisses folgenden
Jahren im Hinblick auf von ihm gewonnene Kunden oder
die von ihm erzielte Steigerung der Geschäftsverbindungen
hätte beziehen können, geschätzt werden und das Kriterium
der Billigkeit nur zur Berichtigung des Betrages verwendet
wird, oder sind verschiedene und synthetische Berechnungs-
methoden zulässig, die stärker das Kriterium der Billigkeit
anwenden?

(1) ABl. L 382 vom 31.12.1986, S. 17.
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